
MITTEILUNGEN UND RESOLUTIONEN 
 
13. Ministerrat 
1. April 2020 

 
 

1. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 9. März 2020, 
mit dem ein Beschluss vom 27. Februar 2020 betreffend „Faire Bedingungen für 
Klein- und Mittelbetriebe in der Landwirtschaft im Sinne der Nachhaltigkeit“ 
vorgelegt wird. 
 

2. Schreiben des Amtes der Niederösterreichischen Landesregierung vom 13. März 
2020, mit dem ein Beschluss vom 30. Jänner 2020 betreffend „Einführung Politische 
Bildung als Pflichtfach“ vorgelegt wird. 
 

3. Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 2. März 2020, mit dem ein 
Beschluss vom 15. Jänner 2020 betreffend „Vermeidung von flüssigen und gelösten 
Polymeren“ vorgelegt wird. 
 

4. Schreiben des Amtes der Salzburger Landesregierung vom 10. März 2020, mit dem 
ein Beschluss vom 4. März 2020 betreffend „Verkürzung der Löschfristen von 
Kreditevidenzen bzw. Bankwarnlisten“ vorgelegt wird. 
 

5. Schreiben der Verbindungsstelle der Bundesländer vom 10. März 2020, mit dem ein 
Beschluss vom 6. März 2020 betreffend „Regierungsprogramm des Bundes – Bereich 
Jugend“ vorgelegt wird. 
 

6. Schreiben des Planungsverbandes Wipptal vom März d.J., mit dem eine Resolution 
betreffend „Reduktion des Güterverkehrs auf dem Brennerkorridor“ vorgelegt wird. 
 

7. Schreiben der Bürgermeisterin von Klein St. Paul vom 5. März 2020, mit dem eine 
Resolution vom 17. Dezember 2019 betreffend „Görtschitztalbahn“ vorgelegt wird. 
 

8. E 275/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „Corona Bonus – Wertschätzung für 
die Heldinnen und Helden der Corona-Krise (Wortlaut siehe Beilage). 
 

9. E 276/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „Einbindung der Personalvertretung 
im Krisenfall“ (Wortlaut siehe Beilage). 
 

10. E 277/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „-Arbeitsplatzgarantie in Zeiten der 
Corona Krise“ (Wortlaut siehe Beilage). 
 

11. E 278/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „Kontrolle der Abwicklung des 
Härtefallfonds durch den Rechnungshof“ (Wortlaut siehe Beilage). 
 

12. E 279/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „Sicherstellung der Betreuung und 
Beratung von Frauen und Kindern, die von Gewalt betroffen sind“ (Wortlaut siehe 
Beilage). 



 
13. E 280/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „Maßnahmenpaket für NGOs und 

gemeinnützige Vereine“ (Wortlaut siehe Beilage). 
 

14. E 281/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „-Fixkostenbremse für in ihrer 
Existenz bedrohte Privatpersonen und Unternehmer aufgrund der COVID-19-Krise“ 
(Wortlaut siehe Beilage). 
 

15. E 282/E-BR/2020 vom 21. März 2020 betreffend „Befreiung von der Arbeitsleistung 
für Risikogruppen“ (Wortlaut siehe Beilage). 

  



 
275/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Corona Bonus – 
Wertschätzung für die Heldinnen und Helden der Corona-Krise 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
„Die Bundesregierung - insbesondere der Bundesminister für Finanzen - wird aufgefordert, dem 
Nationalrat und dem Bundesrat umgehend ein Gesetz vorzulegen, das die gänzliche Steuerbefreiung 
sowie die Befreiung von Sozialversicherungsbeiträge (in Form eines Steuerbonus) von Mehr- und 
Überstunden für den Zeitraum der Corona-Krise für die betroffenen Berufsgruppen vorsieht. Auch von 
den Sozialpartnern gegebenenfalls vereinbarte Prämien für besondere Belastungen - insbesondere 
für Beschäftigte in den Gesundheitsberufen, im Lebensmittelhandel, in der Reinigung etc. - im Zuge 
der Corona-Krise sind entsprechend zu befreien. Allfällige Prämien an öffentlich Bedienstete sollen 
aus dem 38 Mrd. Euro Hilfspaket des Bundes bestritten werden.“ 
  



 
276/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Einbindung der 
Personalvertretung im Krisenfall 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, durch Erlässe sicherzustellen, dass beabsichtigte 
Maßnahmen betreffend den Verbrauch von Alt-Urlaub im Sinne des 2. COVID-19-Gesetzes vor ihrer 
Durchführung, mit dem Ziel einer Verständigung im Sinne des § 9 Bundes-Personalvertretungsgesetz, 
rechtzeitig und eingehend mit den Dienststellenausschüssen verhandelt werden.“ 
  



 
277/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Arbeitsplatzgarantie in 
Zeiten der Corona Krise 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Die Bundesregierung - insbesondere der Bundesminister für Finanzen - wird aufgefordert, 
unverzüglich Rechtssicherheit für die betroffenen Unternehmen zu schaffen. Die milliardenschweren 
Unterstützungsleistungen zum Erhalt der wirtschaftlichen Strukturen müssen unbedingt mit 
Arbeitsplatzgarantien verbunden werden.“ 
 
  



 
278/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Kontrolle der Abwicklung 
des Härtefallfonds durch den Rechnungshof 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Der Bundesminister für Finanzen, der Vizekanzler und die Bundesministerin für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort werden aufgefordert, über die Tätigkeit und Förderungen des Härtefallfonds einen 
Bericht zu legen, welcher zur Kontrolle dem Rechnungshof übermittelt wird. Der Rechnungshof hat 
daraufhin die Richtigkeit und Vollständigkeit des Rechenschaftsberichts samt Anlagen und dessen 
Übereinstimmung mit diesem Bundesgesetz zu prüfen. Bei der Ausübung seiner Kontrolle hat der 
Rechnungshof festzustellen, ob die Gebarung den bestehenden Gesetzen und den auf Grund dieser 
Gesetze ergangenen Verordnungen und sonstigen Vorschriften entspricht. Keinesfalls darf er sich auf 
die bloß ziffernmäßige Nachprüfung beschränken. Das Prüfergebnis ist dem Nationalrat als Bericht 
durch den Rechnungshof zu übermitteln. Des Weiteren hat der Bundesminister für Finanzen über die 
Datenübermittlung an die Datensicherheit bei und die Datenverwendung durch die WKO einen Bericht 
zu legen, welcher zur Kontrolle der Datenschutzbehörde übermittelt wird.“ 
 
 
  



 
279/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Sicherstellung der 
Betreuung und Beratung von Frauen und Kindern, die von Gewalt 
betroffen sind 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Die Bundesministerin für Frauen und Integration wird aufgefordert, unter Einbindung aller neun 
Bundesländer sowie NGOs eine zentrale Koordinierungsstelle einzurichten. Ziel ist es, Engpässe in 
der Betreuung von gewaltbetroffenen Frauen und Kinder zu verhindern, schnelle und aktuelle 
Information der BeraterInnen in den Beratungsstellen sicherzustellen sowie Bundesländer und NGOs 
stärker zu vernetzen. Um konstruktive Vorschläge zur Bewältigung von familiären Stresssituationen 
umzusetzen, sollen ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden.“ 
 
 
  



 
280/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Maßnahmenpaket für 
NGOs und gemeinnützige Vereine 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Finanzen, wird aufgefordert, durch 
Stundungen, Ratenzahlungen und Nachsicht von Säumniszuschlägen die Finanzierungsklemme der 
NGOs und der gemeinnützigen Vereine zu erleichtern, auch für diese Organisationen zur Sicherung 
der 250.000 Arbeitsplätze den Zugang zum Kurzarbeitsmodell sicherzustellen, auch wenn keine 
anwendbaren Kollektivverträge oder Betriebsvereinbarungen vorhanden sind, und die im 
Regierungsprogramm vorgesehenen Maßnahmen zu Gunsten des gemeinnützigen Sektors 
vorzuziehen und noch im heurigen Jahr in Kraft zu setzen. Bestehende finanzielle Hilfsmaßnahmen, 
insbesondere von AWS und BMDW auf gemeinnützige Organisationen auszudehnen, vor allem den 
Härtefonds des BMDW für Familienbetriebe, Selbständige und EPUs, oder einen eigenen 
Soforthilfekrisenfonds für existenzbedrohte NGOs und gemeinnützige Organisationen einzurichten. 
 
Weiters ist eine gesetzliche Rahmenregelung notwendig, dass die Nicht-Erbringung von vertraglichen 
Leistungen aufgrund der Corona Krise zu keinen Leistungskürzungen seitens der öffentlichen 
Fördergeber führen darf.“ 
 
  



 
281/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Fixkostenbremse für in 
ihrer Existenz bedrohte Privatpersonen und Unternehmer aufgrund der 
COVID-19-Krise 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, jene Schritte zu setzen bzw. Maßnahmen einzuleiten, die für 
jene Privatpersonen sowie Wirtschaftstreibende, die von der COVID-19-Krise existentiell betroffen 
sind, Stundungen von Wohnungs- und Geschäftsmieten, Pachtzahlungen, Energiekosten, 
Versicherungsprämien sowie von Raten für Bankkredite bis zur Bewältigung der COVID-19-Krise 
sicherstellen. 
Darüber hinaus wird die Bundesregierung aufgefordert, dem Nationalrat umgehend eine 
Regierungsvorlage zuzuleiten, mit der gewährleistet wird, dass jene Unternehmer, die gegenwärtig 
Arbeitnehmer nicht kündigen, sondern (im Wege der Kurzarbeit) bemüht sind, Dienstverhältnisse 
aufrecht zu erhalten, hinkünftig bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen bevorzugt werden.“ 
 
  



 
282/E-BR/2020 – Entschließung 
 

Entschließung 
 
des Bundesrates vom 21. März 2020 betreffend Befreiung von der 
Arbeitsleistung für Risikogruppen 
 
angenommen anlässlich der Debatte über den Beschluss des Nationalrates vom 20. 
März 2020 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Telekommunikationsgesetz 2003, 
das Bundesgesetz über besondere Förderungen von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU-Förderungsgesetz), das Arbeitslosenversicherungsgesetz, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsmarktservicegesetz, das 
Arbeitsverfassungsgesetz, das Gleichbehandlungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das Gebührengesetz 
1957, das Tabaksteuergesetz 1995, die Bundesabgabenordnung, das 
Zivildienstgesetzes 1986, das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, das 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953, das Bundes-Verfassungsgesetz, das Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, die Exekutionsordnung, die Insolvenzordnung, die 
Strafprozessordnung 1975, das Finanzstrafgesetz, das COVID-19-Maßnahmengesetz, 
das Zustellgesetz, das Künstler-Sozialversicherungsfondsgesetz, das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, das 
Heeresdisziplinargesetz 2014, das Epidemiegesetz 1950, das Ärztegesetz 1998, das 
Sanitätergesetz, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, 
das Apothekengesetz, das Gesundheitstelematikgesetz 2012, das Suchtmittelgesetz, 
das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Pflegefondsgesetz geändert sowie 
ein Bundesgesetz über die Festlegung von Fristen für Eignungs-, Aufnahme- und 
Auswahlverfahren an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur 
Durchführung von Fachhochschul-Studiengängen, Fachhochschulen und 
Privatuniversitäten für das Studienjahr 2020/21, ein Bundesgesetz betreffend 
Begleitmaßnahmen zu COVID-19 im Verwaltungsverfahren, im Verfahren der 
Verwaltungsgerichte sowie im Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes und des 
Verfassungsgerichtshofes, ein Bundesgesetz betreffend Begleitmaßnahmen zu 
COVID-19 in der Justiz, ein Bundesgesetz betreffend besondere Maßnahmen im 
Gesellschaftsrecht aufgrund von COVID-19 (Gesellschaftsrechtliches COVID-19-
Gesetz – COVID-19-GesG) und ein Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Härtefallfonds (Härtefallfondsgesetz) erlassen werden (2. COVID-19-Gesetz) 
 
 
„Die Bundesregierung, insbesondere der Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz wird aufgefordert, durch Verordnung festzustellen, welche Vorerkrankungen zu 
den Risikogruppen bei der Erkrankung Covid-19 zählen und für Arbeitnehmerlnnen, die solche 
Erkrankungen aufweisen, eine Befreiung von der Arbeitsleistung mit voller Entgeltfortzahlung (ähnlich 
der vorzeitigen Freistellung nach dem Mutterschutzgesetz) vorzusehen.“ 
 


